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nicht vom ehemaligen Vermieter zu ersetzen
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 Maklerkosten für Ersatzwohn-
raum zu Eigentum nicht vom ehe-
maligen Vermieter zu ersetzen
BGH, Urteile vom 09. Dezember 2020, Az.: VIII ZR 
238/18 und VIII ZR 371/18  

Wer wegen einer Pflichtverletzung des Vermieters 

Ersatzwohnraum kauft statt mietet, kann Makler-

kosten nicht als Schadensersatz geltend machen. 
Die Parteien stritten jeweils über die Er-

stattung von Kündigungsfolgeschäden, insbeson-
dere Maklerkosten, welche bei Kauf einer Eigen-
tumswohnung bzw. eines Einfamilienhauses anfie-
len, die jeweils aus Anlass einer Kündigung eines 
bestehenden Mietverhältnisses gekauft wurden. 
Im ersten Fall (Verfahren VIII ZR 238/18) erfolgte 
eine Eigenbedarfskündigung des Vermieters, der 
allerdings den Eigenbedarf nicht realisierte und 
dies dem ehemaligen Mieter nicht angezeigt hat. 
Im zweiten Fall (Verfahren VIII ZR 371/18) erfolgte 
die Kündigung fristlos seitens des Mieters auf-
grund einer Pflichtverletzung des Vermieters. Die 
ehemaligen Mieter verlangen jeweils als Kläger 
bzw. Widerkläger (unter Anderem) den Ersatz der 
Maklerkosten für den gekauften Ersatzwohnraum. 

Nach Ansicht der Vorinstanz im Verfah-
ren VIII ZR 238/18 seien die Maklerkosten ersatz-
fähig. Das Landgericht sah bzgl. der erstattungsfä-
higen Kosten keinen Unterschied zwischen der 
Anmietung und dem Ankauf einer neuen Wohnung. 
Nach Ansicht der Vorinstanz im Verfahren VIII ZR 
371/18 können keine der gemachten Aufwendun-
gen (auch Umzugskosten, Übergangsunterkunft 
sowie Aus- und Einbau Einbauküche) auf die 
Pflichtverletzung des Vermieters zurückgeführt 
werden, da der Mieter keinen Ersatzwohnraum an-
gemietet, sondern angekauft und seine Lebensum-
stände derart verändert habe, mit der Folge, dass 
der Ersatzwohnraum weder vergleichbar noch an-
gemessen ist. 

Der BGH verneinte einen entsprechen-
den Anspruch jeweils und entschied, dass Makler-
kosten nicht ersatzfähig sind. Der Kauf von Ersatz-
wohnraum sei zwar grundsätzlich eine kausale Re-
aktion des Mieters auf die Pflichtverletzung des 

Vermieters, da er sein Wohnbedürfnis künftig auch 
durch Wohnraum zu Eigentum statt gemietetem 
Wohnraum befriedigen kann, jedoch seien die 
Maklerkosten nicht mehr vom Schutzzweck der 
verletzten Vertragspflichten umfasst. Dies liege 
darin begründet, dass nicht nur der Verlust einer 
Wohnmöglichkeit ausgeglichen werde, sondern 
darüber hinaus auch eine neue Rechtsstellung als 
Eigentümer eingenommen wird. Mithin sei der ehe-
malige Mieter nun keinerlei vertraglichen Bindun-
gen unterworfen wie dies bei Mietwohnungen der 
Fall ist. Das Wohnrecht ist auch, anders als grund-
sätzlich bei der Miete, zeitlich unbegrenzt. Mithin 
verfolge ein Mieter ab dem Zeitpunkt des Erwerbs 
von Eigentum an Wohnraum ein anderes Interesse, 
da er zuvor nur einen Anspruch zur Gebrauchs-
überlassung auf Zeit hatte. Die Maklerkosten be-
ruhen daher nicht auf Wegfall dieser Gebrauchs-
möglichkeit, sondern auf der Änderung der Art des 
Wohninteresses des ehemaligen Mieters. Sie sind 
mithin nicht zu ersetzen. 

Anders sei dies bei den übrigen geltend 
gemachten Kosten. Diese beruhen nicht auf dem 
Eigentumserwerb, sondern wären auch angefallen, 
wenn der ehemalige Mieter sich eine andere Woh-
nung als Ersatz angemietet hätte. Sie stehen mit-
hin im Zusammenhang mit der Vertragspflichtver-
letzung des Vermieters, die einen Umzug notwen-
dig gemacht hat. 

Fazit:

Wer aufgrund einer Pflichtverletzung des Vermie-

ters umziehen muss, kann nur solche Schäden er-

setzt verlangen, die durch die Beschaffung von Er-

satzwohnraum an sich entstehen. Fallen darüber 

hinaus Kosten an, die nicht durch die Pflichtverlet-

zung als solche, sondern aufgrund der Erlangung 

von zusätzlichen, neuen Rechtspositionen entste-

hen, sind diese vom Schutzzweck der Vertrags-

pflichtverletzung nicht mehr gedeckt.
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